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tischen Gründen der politisch-operativen Arbeit des Untersuchungs­
organs ergeben können, ist es in Interesse der Sicherung der Ziele 
der Untersuchungshaft sowie der Gewährleistung von Ordnung und S i ­
cherheitin der Untersuchungshaftanstalt gesetzlich zulässig, in b e ­
gründeten Fällen von den Trennungsgrundsätzen abzuweichen. V o r a u s ­
setzung dafür ist jedoch die Abstimmung mit allen beteiligten O r g a ­
nen. Damit können spezifische politisch-operative und sicherheits­
mäßige Erfordernisse noch qualifizierter durchgesetzt und such Er­
fordernisse der charakterlichen Anpassung Verhafteter, der Z u g e h ö ­
rigkeit zu bestimmten Religionen und weitere Spezifika im Z u s a m m e n ­
leben Verhafteter besser berücksichtigt werden. Dadurch können z u ­
gleich auch gezielte positive Wirkungen sowohl auf die Durchführung 
des Ermittlungsverfahrens als auch auf die stabile Gewährleistung der 
Ordnung und Sicherheit in der Untersuchungshaftanstalt erreicht 
werden.

Die maximale Beschränkung der von Ver h a f t e t e n  ausgehenden Gefahren 
wird durch den G r u ndsatz der Verwahrung der Verhafteten in ständig 
ve rschlossenen Verwahr räumen gewährleistet. Der gesetzlich zulässige 
und unumgängliche Grad der Isolierung der Verhafteten, die ständige 
Aufsicht über sie und ihre getrennte Unterbringung (Gemeinschafts­
oder Einzelunterbringung) in ständig verschlossenen Verwahrräumen 
sind die wesentlichsten Faktoren zum Erreichen der Ziele der U n t e r ­
suchungshaft und auch der möglichst vollständigen Unterbindung von 
Gefahren und Störungen, die von den Verhafteten ausgehen. Auf diese 
Weise ist ein hoher Grad der Ordnung und Sicherheit in der U n t e r s u ­
chungshaftanstalt gesichert und weitestgehend gewährleistet, daß der 
Verhaftete sich nicht seiner strafrechtlichen Verantwortung ent­
zieht, Verdunklungshandlungen durchführt, erneut Straftaten begeht 
oder in anderer Art und Weise die Ordnung und Sicherheit des Unter- 
suchungshaftvollzuges gefährdet. In der Arbeit wurde bereits der 
Nachweis erbracht, daß die im demokratischen Völkerrecht empfohle­
nen Behandlungsgrundsätze für Verhaftete, im Gegensatz zur BRD, in 
der DDR in positiver Weise in innerstaatliches Recht umgesetzt w u r ­
den. (Vgl. Abschnitte 1.1. bis 1.3. der Arbeit)


